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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bimdesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zw Änderung und Ausführung des Gesetzes über den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zur Konvention vom 
5. April 1946 der Internationalen Überfischungskonferenz 

— Drucksache 1147 — 


A. Bericht des Abgeordneten Struve 


Der Gesetzentwurf enthält verschiedene Ände- i 
rungen und Ergänzungen der in der Konvention i 
enthaltenen Vorschriften über Schonmaßnahmen 
zur Erhaltung der Fischbestände, die von den Mit- 
gliedstaaten einstimmig beschlossen wurden und 
die daher auf Grund der Konvention von der Bun- 
desrepublik durchzuführen sind. Die Änderungen 
und Ergänzungen beruhen auf den Erfahrungen der 
Fischereipraxis und den neuesten Erkenntnissen der 
rischere Forschung. 

Der Entwurf sieht ferner Kontrollmaßnahmen und 
Strafbestimmungen vor. Diese sind erforderlich, 
weil die Bundesrepublik nach Artikel 11 der Kon- ! 
vention verpflichtet ist, die notwendigen Maßnah- | 
men zur Durchführung der Konvention zu treffen, i 
Die Überwachung an Land und in den Küsten- 
gewässern wird von den Küstenländern durchge- 
führt. Auf hoher See sind die Offiziere der Fischerei- l 
Schutzfahrzeuge der Bundesrepublik für die Kon- 
trolle zuständig. 

Zur Durchführung der Kontrollen sind die zu- 
ständigen Kontrollpersonen gemäß Artikel 2 Abs. 2 
Nr. 2 des Gesetzentwurfs befugt, Schiffsräume zu 
betreten und Fanggeräte, Fang- und Schiffspapiere 
zu prüfen. Der Bundesrat hat im Hinblick auf diese 
Bestimmung empfohlen: 


„Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte noch geprüft werden, ob nicht in Arti- 
kel 2 Abs. 2 das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 GG) ausdrücklich einge- 
schränkt werden muß, um eine wirksame Durch- 
führung der Kontrolle zu gewährleisten, soweit 
nach Artikel 2 Abs. 2 Nr. 2 den Kontrollpersonen 
u. a. der Zutritt und die Einsicht in Räume zu ge- 
statten ist," 

Der Empfehlung des Bundesrates hat der Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zugestimmt, da es ihm zweckmäßig erschien, die 
Einschränkung des Grundrechts des Artikels 13 GG 
in das Gesetz aufzunehmen. Es sollen dadurch 
Schwierigkeiten bei der Durchführung der im Ge- 
setzentwurf vorgesehenen Kontrollmaßnahmen ver- 
mieden werden. 

Demgemäß hat der Ausschuß beschlossen, dem 
Artikel 2 des Gesetzentwurfs folgenden Absatz 5 
anzii fügen: 

„(5) Durch die Vorschrift des Absatzes 2 Nr. 2 
wird das Grundrecht des Artikels 13 des Grund- 
gesetzes eingeschränkt." 

Namens des Ernährungsausschusses bitte ich, dem 
vorliegenden Gesetzentwurf, den der Ausschuß ein- 
stimmig angenommen hat, in der nunmehr geänder- 
ten Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 15. Oktober 1959 


Struve 

Berichterstatter 


(Ausschußantrag umseitig) 


Druck; Bonner Universitäts-BucJidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf mit der Maßgabe, dem Artikel 2 
folgenden neuen Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Durch die Vorschrift des Absatzes 2 Nr. 2 
wird das Grundrecht des Artikels 13 des Grund- 
gesetzes eingeschränkt.“, 

im übrigen unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 15. Oktober 1959 


Der Aussdiuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Bauknecht Struve 

Vorsitzender Berichterstatter 
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